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Kreis Lippe 
 
414 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

dem Kreis Lippe und der Stadt Schieder-
Schwalenberg zur Wahrnehmung der Aufga-
ben des telefonischen Bürgerservices der 
Stadt Schieder-Schwalenberg durch den Kreis 
Lippe 

 
Auf die von der Kommunalaufsicht der Bezirksregierung 
Detmold im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 
ausgegeben am 12. August 2013, Nr. 33 (ABl. Reg. Dt.  H 
1290, S. 245-247), bekanntgemachte öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung wird gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG hinge-
wiesen.  
 
Detmold, den 02.09.2013 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Beteiligungsverwaltung 
Im Auftrag 
 
 
R. Held 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
 
 
 
415 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur inter-

kommunalen Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherung und Nutzung öffentlichen Archiv-
guts zwischen der Stadt Barntrup, der Stadt 
Horn-Bad Meinberg, der Gemeinde Leopolds-
höhe, der Stadt Lüdge, der Gemeine Schlan-
gen, der Stadt Schieder-Schwalenberg und 
dem Kreis Lippe 

 
Auf die im Amtsblatt für die Bezirksregierung, ausgegeben 
am 15. Juli 2013 Nr. 29 (ABI.Reg.Dt. 2013, S. 209 ff.) be-
kanntgemachte öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur in-
terkommunalen Zusammenarbeit im Bereich der Sicherung 
und Nutzung öffentlichen Archivguts zwischen den Städten 
Barntrup, Horn-Bad Meinberg, Lüdge und Schieder-
Schwalenberg, der Gemeinden Leopoldshöhe und Schlan-
gen sowie dem Kreis Lippe wird gem. 24 Abs.3 Satz 2 GkG 
NRW hingewiesen. Zugleich wird darum gebeten, dass die 
beteiligten Städte und Gemeinden im Rahmen ihrer Sat-
zung ebenfalls auf die Zusammenarbeit hinweisen. 
 
Detmold, den 9.09.2013 
 
 
Kreis Lippe 
Der Landreat 
9.2.1 Revision/Recht 
Im Auftrag  
Thomas Wolf-Hegerbekermeier 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
Herbert Dahle 
 
 
 
 
 

 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
Eberhard Block 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
Heinz Reker 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
 
 
 
416 Verlängerung einer Ortsdurchfahrt im Zuge der 

Kreisstraße 5, Abschnitt 11 in Lage, OT Pot-
tenhausen 

 
Hiermit setze ich im Einvernehmen mit der Stadt Lage und 
der Bezirksregierung Detmold gem. § 5 (3) Straßen- und 
Wegegesetz NW die Ortsdurchfahrt im Zuge der K 5,11 wie 
folgt neu fest: 
 

bisher: 
K 5,11 
von NK 3918 013 nach NK 3918 032 
von Station 0,000 bis Station 0,447 
 
neu: 
K 5,11 
von NK 3918 013 nach NK 3918 032 
von Station 0,000 bis Station 0,475 

 
Die Voraussetzungen des § 5 (1) Straßen- und Wegege-
setz NW liegen vor. 
 
Belehrung über den Rechtsbehelf 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht in 
32432 Minden, Königswall 8, einzulegen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Detmold,  den 16.09.2013 
 
 
Tölle 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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417 Immissionsschutz 

Genehmigungsverfahren nach §§ 4/16/10 des 
Bundes-Immissionsschutz-gesetzes (BIm-
SchG). 
Änderung und Erweiterung einer Anlage zum 
Halten von Schweinen (Mastschweine) auf 
insgesamt 5.400 Mastplätze im Ausbauzustand 
in Extertal 

 
Der Landwirt Wolfgang Meier, 32699 Extertal, Brakenberg 
29, beantragt die Genehmigung gemäß §§ 4/16/10 des 
BImSchG für die Änderung, Erweiterung und den Betrieb  
einer Anlage zum Halten von Schweinen mit mehr als 2.000 
Mastschweineplätzen auf dem Betriebsgrundstück, 32699 
Extertal, Brakenberg 29, Gemarkung Asmissen, Flur 1, 
Flurstücke 1 und 2. Das Vorhaben umfasst im wesentlichen 
die Änderung und Erweiterung einer am Standort bereits 
vorhandenen Anlage zum Halten von Mastschweinen mit 
3.078 Mastplätzen durch die Errichtung eines weiteren 
Stallgebäudes mit 1.872 Mastplätzen und die Erhöhung der 
Mastplätze in einem vorhandenen Stall von bisher 1.422 
Mastplätzen um 450 Mastplätze auf insgesamt 1.872 Mast-
plätze. Die Gesamtkapazität der Anlage wird auf insgesamt 
5.400  Mastplätze erweitert. Für die Einlagerung von Gülle 
soll ein Güllebehälter mit d = 27 m, h = 8 m und einem Fas-
sungsvermögen von 4.580 m³ in Betonbauweise errichtet 
werden. 
 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um die Än-
derung einer vorhanden Anlage zum Halten von Schweinen 
und die immissionsschutzrechtliche Neugenehmigung einer 
genehmigungsbedürftigen Anlage im Sinne von § 4 BIm-
SchG aufgrund der Überschreitung von Auslöseschwellen 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV). 
 
Die Anlage zum Halten von Schweinen ist im Anhang zu § 1 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) unter der Nr.: 
 

• 7.1.7.1 G ( 2 000 oder mehr Mastschweineplätzen 
mit einem Gewicht von 30 Kilogramm oder mehr 
Lebendgewicht) 

 
als Anlage genannt, für deren Errichtung / Änderung ein 
Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchzuführen ist. Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 
ff. der Verordnung über das Genehmigungsverfahren 
(9. BImSchV) wird das Vorhaben hierdurch öffentlich be-
kannt gemacht. Weitere Angaben zu dem Vorhaben können 
dem ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antragsun-
terlagen entnommen werden. 
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen liegt 
in der Zeit vom 02.10.2013 bis einschließlich 04.11.2013 
aus: 
 
� bei der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am 

Haupteingang, 32756 Detmold, Felix Fechenbach 
Straße 5 

� bei der Gemeindeverwaltung Extertal, Bürgerservice, 32699 
Extertal, Mittelstraße 36. 

 
Der Antrag kann dort an jedem behördlichen Arbeitstag 
während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
 
 

 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags von 0730 Uhr bis 1800 Uhr 
Freitags von 0730 Uhr bis 1515 Uhr 
sowie nach Vereinbarung 
 
Dienststunden der Gemeindeverwaltung Extertal, Bür-
gerservice: 
Montags:  0800 Uhr bis 1200Uhr 
 1400 Uhr bis 1600 Uhr 
Dienstags:  0800 Uhr bis 1200 Uhr 
Mittwochs:   0800 Uhr bis 1200 Uhr 
 1400 Uhr bis 1600 Uhr 
Donnerstags:  0800 Uhr bis 1200 Uhr 
 1400 Uhr bis 1700 Uhr 
Freitags:  0800 Uhr bis 1200 Uhr 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der 
Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (bis einschließlich 18.11.2013) schriftlich bei 
der Kreisverwaltung Lippe, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Straße 5 und bei der Gemeindeverwaltung 
Extertal, 32699 Extertal, Mittelstraße 36, erhoben werden. 
Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der Ein-
gang der Einwendungen bei den genannten Stellen. Mit 
Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 des BImSchG). 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwen-
dungen vollständig und deutlich lesbar anzugeben. Unleser-
liche Namen oder Anschriften können nicht berücksichtigt 
werden. Die Einwendungsschreiben werden an den Antrag-
steller zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen 
des Einwenders werden dessen Name und Anschrift un-
kenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung 
des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind.  
 
Für den Fall, dass Einwendungen erhoben werden, wird 
hiermit der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobe-
nen Einwendungen durch die Genehmigungsbehörde auf 
den 22.11.2013; ab 10 Uhr anberaumt. Er wird in der Feu-
erwache Bösingfeld, Bahnhofstraße 9b, 32699 Extertal 
durchgeführt. Bei Bedarf wird die Erörterung am darauffol-
genden behördlichen Arbeitstag an gleicher Stelle ab 0900 
Uhr fortgesetzt.   
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BIm-
SchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus besonderen Gründen 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platzmangel 
haben Behördenvertreter, die Antragstellerin und Personen, 
die fristgerecht Einwendungen vorgebracht haben, sowie 
deren rechtsgeschäftliche Vertreter und Beistände Vorrang 
der Teilnahme. Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen 
werden in diesem Termin ohne Rücksicht auf das Ausblei-
ben des Antragstellers oder der Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert. Eine besondere Einladung zu 
diesem Termin erfolgt nicht mehr. Es wird darauf hingewie-
sen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Ein-
wendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den kann. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Oberbracht 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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Stadt Blomberg 
 
418 Ablauf von Nutzungsrechten an Grabstellen 

auf den Friedhöfen der Stadt Blomberg und 
Einebnung von Gräbern 

 
An Grabstellen (Reihen-, Wahl- und Urnengräbern) auf den 
Friedhöfen der Stadt Blomberg, die bis zum 31.12.1983 
belegt worden sind, ist die in § 12 i.V.m. § 15 Abs. 1, § 16 
Abs. 4 und § 18 Abs. 3 der Friedhofssatzung der Stadt 
Blomberg vom 19.11.2004 bestimmte Nutzungszeit am 
31.12.2013 abgelaufen. Eine Verlängerung der Nutzungs-
zeit an diesen Grabstellen ist nur auf Antrag und gegen 
Zahlung der in der Friedhofsgebührensatzung der Stadt 
Blomberg festgelegten Gebühr möglich. Entsprechende 
Anträge sind spätestens bis zum 31. Dezember 2013 bei 
der Friedhofsverwaltung der Stadt Blomberg zu stellen. Alle 
Grabstellen, für die ein entsprechender Antrag auf Verlän-
gerung der Nutzungszeit nicht gestellt wird, werden nach 
Ablauf der Antragsfrist eingeebnet. Gemäß § 15 Abs. 4 und 
§ 16 Abs. 10 der Friedhofssatzung wird die beabsichtigte 
Einebnung der in Frage kommenden Grabstellen hiermit 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Blomberg, den 04. September 2013 
 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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Stadt Detmold 
 
419 Offenlegung des Entwurfs des Bebauungspla-

nes 
23-07B „Westerfeld", 3. Änderung 
Ortsteil: Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Pinsel-
kamp, Orbker Straße und Werre 

 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 
bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Stadtentwicklung der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
11.09.2013 gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen den Entwurf des o. g. 
Bebauungsplanes mit folgendem Wortlaut beschlossen hat 
(Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des 
 
Bebauungsplanes 23-07B „Westerfeld", 3. Änderung 
Ortsteil: Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Pinselkamp, Orbker 

Straße und Werre 
 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

07.10.2013 bis einschließlich 06.11.2013 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind auch die 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 
Sie enthalten die folgenden Arten umweltbezogener 
Informationen: 
 
1. Flächen mit Bodenbelastungen; vorhandene Altabla-

gerung (Nr. 51/4019 H 13) südlich der Westerfeldstra-
ße bestehend aus Hausmüll, Produktionsanfall, Bau-
schutt und Bodenaushub mit folgendem Bebarbei-
tungsstand*: 
• Lage und Ausdehnung gesichert 
• Umfeldanalyse erstellt 
• in der Arbeitsgruppe besprochen 
• Gefährdungsabschätzung mit Gutachten durchge-

führt 
• Methangasmessungen durch das Landesamt 

Düsseldorf 
• Grundwassermessstelle eingerichtet 
• Auflagen und Sicherungen der Randbebauung 

durch den Kreis Lippe festgelegt 
• Gefährdung durch Methangas (Explosions- u. 

Brandgefahr) 
• Überwachung durch die Stadt Detmold und den 

Kreis Lippe 
* = Verzeichnis „Altablagerungen und Altstandorte 

Stadt Detmold“, Entsorgungs- und Umweltschutz-
betrieb 

 

 
Die Auswertung von Luftbildern hat ergeben, dass kei-
ne Kampfmittelgefährdung bekannt ist, welche zu wei-
tergehenden Maßnahmen der Kampfmittel-beseitigung 
Anlass gibt. 
 

2. Eingriffsregelung 
• Eine Umweltprüfung ist nicht notwendig, da ledig-

lich die textlichen Festsetzungen ergänzt werden. 
Die Art und das Maß der baulichen Nutzung blei-
ben unverändert.  
Die Zulässigkeit eines Vorhabens, das einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach dem Gesetz zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegt, 
wird nicht vorbereitet. 
 
Eingriffe in den Natur- und Landschaftshaushalt 
sind vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig. Aus diesem Grund entfällt die An-
wendung der Eingriffsregelung gem. § 1a BauGB 
i.V.m. § 15 BNatSchG. 
 

3. Artenschutz 
• Das Gebiet besitzt aufgrund seiner Lage und 

Größe auch keine potentielle Eignung als Fort-
pflanzungs- und Ruhestätte für die meisten pla-
nungsrelevanten Arten. Es ist ebenfalls kein ge-
setzlich geschütztes Biotop, kein Vogelschutzge-
biet und kein FFH-Gebiet betroffen. Verbotstatbe-
stände des § 15 (5) BNatSchG liegen somit nicht 
vor. Es werden keine Maßnahmen durchgeführt, 
die gemäß § 44 (1) BNatSchG im Sinne des Ar-
tenschutzes als Verbote gelten. 
Bauanträge sind einer Artenschutzprüfung zu un-
terziehen. 

Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 121, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 11.09.2013 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 23-07B „Westerfeld“, 3. Änderung 
Ortsteil: Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Pinselkamp, Orbker 

Straße und Werre 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) 
Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 12.09.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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420 Aufstellung des Bebauungsplanes 

01-70 „Charles-Lindbergh-Ring“, (Neu) 
Ortsteil: Detmold Nord, Hohenloh 
Plangebiet: zwischen dem Charles-
Lindbergh-Ring, nordwestlich und nordöstlich 
des Hangar 21 und südöstlich der Richthofen-
straße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 11.09.2013 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt  
 
I. gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 

Bebauungsplanes 01-70 „Charles-Lindbergh-
Ring“, (Neu) 

Ortsteil: Detmold Nord, Hohenloh 
Plangebiet: zwischen dem Charles-Lindbergh-

Ring, nordwestlich und nordöstlich 
des Hangar 21 und südöstlich der 
Richthofenstraße 

 
II. II. gem. § 3 (1) i. V. m. § 4 (1) BauGB die Planungs-

absichten frühzeitig auf Dauer eines Monats öffentlich 
darzulegen und dazu eine Bürgerversammlung 
durchzuführen, 
 

III. die Einstellung des Bebauungsplanverfahrens 01-70 
„Charles-Lindbergh-Straße“ (Aufstellungsbeschluss 
vom 29.10.1997). 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 11.09.2013 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-70 „Charles-Lindbergh-Ring“, 

Neu 
Ortsteil: Detmold Nord, Hohenloh 
Plangebiet: zwischen dem Charles-Lindbergh-

Ring, nordwestlich und nordöstlich 
des Hangar 21 und südöstlich der 
Richthofenstraße 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 12.09.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
421 Härtebereiche des von den Stadtwerken Horn-

Bad Meinberg abgegebenen Trinkwassers 
 
Bekanntmachung 
 
Aufgrund des § 9 „Gesetzes über die Umweltverträglichkeit 
von Wasch- und Reinigungsmitteln ( Wasch- und Reini-
gungsmittelgesetz – WRMG)  vom 29. April 2007  (BGBl. I 
S.600) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
 
Die Härtebereiche des von den Stadtwerken Horn Bad 
Meinberg abgegebenen Trinkwassers haben am 
21.11.2012 und am 27.05.2013 in den nachstehenden 
Ortsteilen betragen: 
 
Ortsteil Deutscher 

Härtegrad 
(dH) 

Millimol Härtebereich 

Bad Mein-
berg (HB 
Fissenknick) 
Fissenknick 
Wehren 
Vahlhausen 

11,9 2,11 mittel 

Bad Mein-
berg HB 
Nassenwiem 
Wilberg 
Schönemark 
Schmedissen 

11,6 2,07 mittel 

Belle/ Bill-
erbeck 

16,7 2,98 hart 

Bellenberg 11,6 2,08 mittel 
Fromhausen 15,3 2,73 hart 
Leopoldstal 
Heesten 

17,3 3,09 hart 

Holzhausen 4,02 0,72 weich 
Horn 7,74 1,38 weich 
Kempen 7,83 1,4 weich 

 
Härtebereich weich: 
weniger als 1,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich mittel: 
1,5 bis 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich hart: 
mehr  als 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
32805 Horn-Bad Meinberg, 10. September 2013 
 
Stadtwerke Horn-Bad Meinberg 
 
 
W. Jüdith 
1. Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
422 22. Sitzung des Rates der Stadt Horn-Bad 

Meinberg in der Wahlperiode 2009/2014 am 
26.09.2013 

 
Die 22. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 2009/2014 
findet am 
 

Donnerstag, den 26.09.2013 um 18:00 Uhr 
 
im Rathaussaal im Stadtteil Horn, Marktplatz 4 statt. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
1 Bekanntgabe des wesentlichen Inhaltes der in 

der nichtöffentlichen Sitzung des Rates am 
18.07.2013 gefassten Beschlüsse 

 
2 Aktuelle Situation Firma Glunz 
 
3 Kulturelle Zusammenarbeit mit der Stadt Det-

mold 
hier: Neuausrichtung und finanzielle Konsolidie-
rung der Johannes-Brahms-Schule, Musikschu-
le für Detmold, Blomberg, Horn-Bad Meinberg 
Zustimmung zur 1. Änderungsatzung zur Ge-
bührensatzung 

 
4 Kurortehilfe - Gründung der "Neue Staatsbad 

Meinberg GmbH" 
 
5 Wahrnehmung von Mitgliedschaftsrechten in 

Drittorganisationen inkl. Unternehmen oder Ein-
richtungen (gem. §§ 63 (2), 113 GO NW) 
hier: Westfalen Weser Energie GmbH & Co. 
KG 

 
6 Breitbandversorgung im Stadtgebiet Horn-Bad 

Meinberg 
hier: Genehmigung einer weiteren Haushalts-
überschreitung 

 
7 Satzung über die Verlängerung der Verände-

rungssperre für das Gebiet der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes H 21 F "Industriestraße/Ost", 
Stt. Horn 

 
8 Feststellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichtes 2012 der Stadtwerke Horn-Bad 
Meinberg 

 
9 Anregungen und Beschwerden 
 
10 Einwohnerfragestunde 
 
11 Anfragen / Mitteilungen 
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II. Nichtöffentlicher Teil 
 
12 Bebauungsplangebiet L 5/5a „Birken-

weg/Lindenweg“ in Leopoldstal 
Ausübung eines Vorkaufsrechtes 

 
13 Anfragen / Mitteilungen 
 
Horn-Bad Meinberg, den 18.09.2013 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
423 Jahresabschluss der Abwasserbeseitigungs-

gesellschaft Lemgo GmbH (ALG),  Heustraße 
36 - 38, 32657 Lemgo,für das Geschäftsjahr 
2012 

 
Die Gesellschafterversammlung der ALG hat am 27. Juni 
2013 den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2012 fest-
gestellt und über die Ergebnisverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
„Nachdem der Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 
26.06.2013 den Abschluss der Abwasserbeseitigungsge-
sellschaft Lemgo GmbH (ALG) zum 31.12.2012 formell 
festgestellt hat, beschließt die Gesellschafterversammlung 
hiermit den ausgewiesenen Jahresüberschuss in Höhe von 
91.466,20 EUR wie folgt zu verwenden: 
 

- zum Vortrag auf neue 
Rechnung 

 
31.466,20 EUR 

- zur Ausschüttung an die 
Gesellschafterin 

 
60.000,00 EUR 

 zus.: 91.466,20 EUR 

 
Der Jahresabschluss mit dem Lagebericht ist vom Ab-
schlussprüfer, der Intecon GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft geprüft und am 21. Mai 2013 ist folgender Bestä-
tigungsvermerk erteilt worden: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Abwas-
serbeseitigungsgesellschaft Lemgo GmbH, Lemgo, für das 
Geschäftsjahr 01.01.2012 bis 31.12.2012 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften (und den ergänzenden Bestimmungen des Ge-
sellschaftsvertrages) liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfun-
gen eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchführung und über den Lagebericht ab-
zugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesell-
schaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt 
 
 
 
 
 

 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Überzeugung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften (und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages) und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Abwasser-
beseitigungsgesellschaft Lemgo GmbH, Lemgo. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermit-
telt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
sellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar." 
 
Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Über-
einstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-
schlussprüfungen (IDW PS 450). 
 
Bad Oeynhausen, 21.05.2013 
 

I  N  T  E  C  O  N  
  G m b H  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(Illies) (Dr. Prasuhn) 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
Die Gesellschaft hat nach § 325 HGB i.V.m. § 326 HGB 
Bilanz und Anhang im elektronischen Bundesanzeiger be-
kanntgemacht. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
 

26.09. bis einschließlich 11.10.2013 
 

in der Kämmerei der Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, 
Papenstr. 9, Zimmer 117, 32657 Lemgo, während der Öff-
nungszeiten (Mo. – Fr. 08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, 
Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr) für jedermann zur Einsichtnahme 
aus. 
 
Der Jahresabschluss, die Ergebnisverwendung sowie der 
Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers werden hier-
mit gemäß § 5 des Gesellschaftsvertrages i.V.m. § 108 
Abs. 2 der Gemeindeordnung NW öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Lemgo, den 05.09.2013 
 
Gröne 
Geschäftsführer 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
424 Hinweis auf die Bekanntmachung der öffent-

lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem 
Kreis Lippe und verschiedenen Städten und 
Gemeinden im Kreis Lippe über die Wahrneh-
mung der Aufgaben einer gemeinsamen kom-
munalen Statistikstelle 

 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 01.07.2013 zwi-
schen dem Kreis Lippe und verschiedenen Städten und 
Gemeinden im Kreis Lippe über die Wahrnehmung der 
Aufgaben einer gemeinsamen kommunalen Statistikstelle 
sind im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 198. 
Jahrgang, Nr. 33, ausgegeben in Detmold am 12.08.2013, 
bekannt gemacht worden. Die Stadt Schieder-
Schwalenberg weist hiermit gemäß § 24 Absatz 3 Satz 2 
des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG) auf die Veröffentlichung hin. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 6. September 2013 
 
 
Gert Klaus 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
 
 
 
425 Hinweis auf die Bekanntmachung der öffent-

lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem 
Kreis Lippe und der Stadt Schieder-
Schwalenberg über die Wahrnehmung der 
Aufgaben des telefonischen Bürgerservices 

 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 31.07.2013 zwi-
schen dem Kreis Lippe und der Stadt Schieder-
Schwalenberg über die Wahrnehmung der Aufgaben des 
telefonischen Bürgerservices und deren Genehmigung sind 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 198. Jahr-
gang, Nr. 33, ausgegeben in Detmold am 12.08.2013, be-
kannt gemacht worden. Die Stadt Schieder-Schwalenberg 
weist hiermit gemäß § 24 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) auf die 
Veröffentlichung hin. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 6. September 2013 
 
 
Gert Klaus 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
426 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das Erfordernis der Einwilligung gegen bzw. 
für die Datenübermittlung aus dem Melderegis-
ter (§ 34 Abs. 1a, 1b und 1c und § 35 Abs. 3, 4 
und 6 des Meldegesetzes NRW - MG NRW, so-
wie § 18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengeset-
zes – MRRG) 

 
Gemäß § 34 Abs. 1a, 1b und 1c und § 35 Abs. 1 bis 4 und 6 
des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Mel-
degesetz NRW - MG NRW) vom 16. September 1997 (GV. 
NRW. S. 332, ber. S 386), sowie gemäß § 58 Abs. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 16. September 2008 
(BGBl. I S. 1886) in den zzt. gültigen Fassungen sind fol-
gende Datenübermittlungen durch die Stadt Schieder-
Schwalenberg als Meldebehörde zulässig: 
 

I. Datenübermittlung über das Internet 
(§ 34 Abs. 1a, 1b und 1c MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Auskunft über Vor- und Familien-
namen, Doktorgrad und Anschriften (einfache Melderegis-
terauskunft) einzelner bestimmter Einwohner oder einer 
Vielzahl namentlich bezeichneter Einwohner im Wege des 
automatisierten Abrufs über das Internet erteilen. 
 

II. Datenübermittlung an Parteien u.a. 
(§ 35 Abs. 1 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und ande-
ren Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit 
Parlaments- und Kommunalwahlen oder unmittelbaren 
Wahlen von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie 
Landrätinnen und Landräten in den sechs der Wahl voran-
gehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über 
die in § 34 Abs. 1 Satz 1 MG NRW bezeichneten Daten 
(Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften) von 
Gruppen von  
Wahlberechtigten erteilen. 
 

III. Datenübermittlung bei Volksbegehren und Volksent-
scheiden sowie Bürgerentscheiden 
(§ 35 Abs. 2 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf im Zusammenhang mit Volksbe-
gehren und Volksentscheiden sowie mit Bürgerentscheiden 
Auskünfte nach Maßgabe des § 35 Abs. 1 MG NRW an 
Antragsteller und Parteien erteilen. 
 

IV. Datenübermittlung über Alters- und Ehejubiläen 
(§ 35 Abs. 3 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer und 
kommunaler Vertretungs- 
körperschaften sowie Presse und Rundfunk eine Meldere-
gisterauskunft über Alters- und Ehejubiläen von Einwoh-
nern nach deren Einwilligung erteilen. Die Auskunft darf nur 
die in § 34 Abs. 1 Satz 1 MG NRW genannten Daten (Vor- 
und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften) des Be-
troffenen sowie Tag und Art des Jubiläums umfassen. 
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V. Datenübermittlung an Adressbuchverlage 

(§ 35 Abs. 4 MG NRW) 
Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adressbü-
chern darf Adressbuchverlagen Auskunft über 

1. Vor- und Familiennamen 
2. Doktorgrad und 
3. Anschriften 
sämtlicher Einwohner erteilt werden, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. 
 

VI. Datenübermittlung an das Bundesamt für Wehrver-
waltung 
(§ 58 Abs. 1 WPflG) 
Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
über Tätigkeiten in den Streitkräften dürfen dem Bun-
desamt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März 
folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsange-
hörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden, über-
mittelt werden: 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 
 
Der Weitergabe der unter Ziffer I bis III und VI genann-
ten Daten kann der Betroffene widersprechen (§ 34 Abs. 
1b und § 35 Abs. 6 Satz 1 MG NRW und § 18 Abs. 7 
MRRG). 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Daten-weitergabe 
nach § 34 Abs. 1a, 1b und 1c sowie nach § 35 Abs. 1 
und 2  MG NRW steht den Betroffenen ab der Vollen-
dung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht 
der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, die 
zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Die Weitergabe der unter Ziffer IV und V genannten Da-
ten ist nur dann zulässig, wenn zuvor der Betroffene 
schriftlich eingewilligt hat.  
Auf das Erfordernis der Einwilligung weise ich hier-
mit hin. 
 
Die Einwilligung zur Datenübermittlung über Alters- und 
Ehejubiläen kann auch eine Verbreitung dieser Daten 
über das Internet zur Folge haben. 
 
Der Widerspruch gegen bzw. die Einwilligung zur vorge-
nannten Datenübermittlung ist an den Bürgermeister, 
Fachbereich 3 -Ordnung und Soziales-, Domäne 3, 
32816 Schieder-Schwalenberg, zu richten oder direkt bei 
der Meldebehörde der Stadt Schieder-Schwalenberg, Im 
Kurpark 2 (Zimmer 1), Schieder, einzulegen bzw. zu er-
teilen. Vordrucke für die verschiedenen Widerspruchs- 
und Einwilligungsrechte sind bei der Meldebehörde er-
hältlich. 
 
Es ist zu beachten, dass die genannten Auskünfte be-
reits vor dem jeweiligen Ereignis (ca. 6 Monate vor einer 
Wahl, ca. 3 Monate vor einem Jubiläum, ca. 10 Monate 
vor Herausgabe eines Adressbuches) erteilt werden dür-
fen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bei Volksbegehren dürfen die Auskünfte vom Tage der 
Veröffentlichung der Zulassung der Listenauslegung bis 
zum Ablauf der Eintragungs- oder Nachfrist und bei 
Volksentscheiden vom Tage der Veröffentlichung des 
Abstimmungstages bis zum Tag vor dem Abstimmungs-
tag gegeben werden. Für Bürgerentscheide gilt dies vom 
Tage der Entscheidung, nach der einem zulässigen Bür-
gerbegehren nicht entsprochen wird, bis zum Tag vor 
dem Abstimmungstag. 
 
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf Wi-
derruf gültig. 
 

Schieder-Schwalenberg, den 16. September 2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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Gemeinde Schlangen 
 
427 Ersatzbestimmung von Vertretern gem. § 45 

Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes (KwahlG) 
 
Ratsmitglied  Frank Fritschi (CDU) hat gegenüber dem 
Wahlleiter erklärt, dass er auf sein Ratsmandat mit Wirkung 
vom 06.09.2013 verzichtet. 
 
Ich stelle hiermit fest, dass der unter der lfd. Nr. 12 der Re-
serveliste der Partei der Christlich Demokratischen Union 
Deutschland aufgeführte Bewerber, Herr Volker Kamp, 
Detmolder Straße 46, 33189 Schlangen, in den Rat der 
Gemeinde Schlangen gewählt ist. 
 
Gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes wird diese 
Entscheidung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gem. § 39 Abs. 1 in Verbindung mit § 45 Abs. 1 KwahlG 
kann gegen die Feststellung innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe bei mir, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, Ein-
spruch eingelegt werden. Der Einspruch ist schriftlich ein-
zureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schlangen, den 12.09.2013 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister als Wahlleiter 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
 
 
 
428 Ersatzbestimmung von Vertretern gem. § 45 

Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes (KwahlG) 
 
Ratsmitglied  Patricia Lumpp (FDP) hat gegenüber dem 
Wahlleiter erklärt, dass sie auf ihr Ratsmandat mit Wirkung 
vom 09.09.2013 verzichtet. 
 
Ich stelle hiermit fest, dass der unter der lfd. Nr. 4 der Re-
serveliste der Freien Demokratischen Partei  aufgeführte 
Bewerber, Herr Ralf Adler, Zum Haverkamp 79,  33189 
Schlangen, in den Rat der Gemeinde Schlangen gewählt 
ist. 
 
Gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes wird diese 
Entscheidung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gem. § 39 Abs. 1 in Verbindung mit § 45 Abs. 1 KwahlG 
kann gegen die Feststellung innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe bei mir, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, Ein-
spruch eingelegt werden. Der Einspruch ist schriftlich ein-
zureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schlangen, den 17.09.2013 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister als Wahlleiter 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
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Förderverein städtische Grundschule 
Retzen 
 
429 Auflösung des Fördervereins der Grundschule 

Retzen 
 
Der Verein „Förderverein der Städtischen Grundschule 
Retzen“ ist aufgelöst. Seine Gläubiger werden aufgefordert, 
ihre Ansprüche bei dem Liquidator Katrin Peter, Sassen-
holz 18, 32108 Bad Salzuflen anzumelden. 
 
Bad Salzuflen, den 31.08.2013 
 
 
Saskia Jostmeier 

Kr.Bl.Lippe 25.09.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


